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Diskussionen um Israel
Eine Kritik der Kritik der Kritik

Georg Kreis

Kritische Haltungen gegenüber Israel, seiner Tagespolitik, aber auch seinem

Geschichtsverständnis sowie seiner Staatsordnung, sind ihrerseits problematisch.
Sie könnten, wie man so sagt, ungerecht, unverhältnismässig und antisemitisch
sein oder als das ausgelegt werden. Eine Auseinandersetzung mit dieser doppelten
Kritik ist bisher kaum über die tagespolitische Publizistik hinaus gediehen. Die

Auseinandersetzung mit dem Antisemitismus dagegen hat aber bereits einiges

geleistet.1 Sie mag zwar, wie wiederholt betont wird, noch nicht umfassend und

tiefgreifend genug sein. In diesen Arbeiten taucht am Rande auch die Problematik
der Israelkritik auf. Gut nachvollziehbar wird dargelegt, dass ein Teil dieser Kritik
antisemitisch motiviert ist und dass sie Antisemiten ermuntert, ihre Haltung
auszuleben. Eine etablierte Deutung geht davon aus, dass mit Israelkritik ein sekundärer

oder sogar ein neuer Antisemitismus praktiziert werde. Der sekundäre

Antisemitismus ergibt sich aus einer thematischen Verschiebung hin zu einer

Ersatzkommunikation, in diesem Fall eben zum Thema Israel.2 Die Entdecker des

«neuen» Antisemitismus gehen ebenfalls davon aus, dass Antisemiten wegen der

politischen Ächtung des direkten Antisemitismus ausweichen und Israel an Stelle

«des Juden» zur Projektionsfläche ihrer negativen Haltungen machen würden.3

Solche Argumentationen kommen nicht ohne eine grosse Portion

Laienpsychologie aus, die ohne Beweise argumentiert und sich in Unterstellungen

ergeht, wenn 2001 etwa in der Schweiz sich manifestierende Entrüstung über das

Vorgehen in den besetzten Gebieten auf eine «Revanche-Mentalität» nach der

Erfahrung der Schweiz in der Aufarbeitung der Nazi-Zeit zurückgeführt wird.
Die Überlegungen, die vom Problem des Antisemitismus ausgehen, sind

naheliegenderweise geneigt, Israelkritik schnell und übermässig als antisemitisch «unter-

1 Insbesondere Christina Späti, «Kontinuität und Wandel des Antisemitismus und dessen Beurteilung in
der Schweiz nach 1945». In: Schweizerische Zeitschriftfür Geschichte, vol. 55,2005/4, S. 419-240. -
Oder Teile einer wenig bekannten Kantonalstudie: Anne-Vaia Fouradoulas, La communauté juive à

Fribourg et son environnement cantonal (1895-2000). Fribourg 2007. Oder: Christina Tuor-Kurth
(Hg.), Neuer Antisemitismus - alte Vorurteile? Stuttgart 2001, in dem der Vf. ebenfalls einen Beitrag
hat (S. 53-63).

2 Werner Bergmann / Rainer Erb, «Kommunikationslatenz, Moral und öffentliche Meinung». In: Kölner
Zeitschriftfür Soziologie und Sozialpsychologie 38 1986, S. 223-246. Zit. nach Späti 2005, vgl. Anm. 1,

S. 425.
3 Vgl. etwa Brian Klug, «The Myth of the New Anti-Semistism». In: The Nation, Februar 2004, S. 23-

29. - Werner Bergmann, Berlin, Neuer alter Antisemitismus in Europa (2002/2003). Vortrag an der
Universität Zürich vom 3. Februar 2004.
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futtert» zu qualifizieren und den Antisemitismus-Verdacht politisch zu instrumentalisieren.4

Kommt man von der anderen Seite, von der Frage, ob und inwiefern
Israelkritik legitim oder gar nötig sei, geht die Zuordnung zum Antisemitismus nicht
mehr so ohne weiteres von der Hand und erscheint der Weg zum Antisemitismus
nicht mehr derart kurz, wie dies aus der Gegenperspektive angenommen wird. Von

jüdischer wie von nichtjüdischer Seite wird zwar stets eingeräumt, dass Israelkritik
durchaus legitim sei.5 Entscheidend ist allerdings auch in diesem Fall, was jeweils
nach dem «aber» ausgeführt wird. Wie auch immer, Israelkritik sieht sich einer

Gegenkritik ausgesetzt, die starken Druck ausübt und nicht nur aus sachlicher
Widerrede besteht, sondern wiederholt mit Vorwürfen grundsätzlicher Art
verbunden wird.6

Kritik an der Israelkritik ist als Aufforderung zu zusätzlicher Reflexion zu be-

grüssen. Sie bedarf aber im Sinne einer möglichen Korrektivs ebenfalls der Kritik,
denn sie will in den meisten Fällen eine parteiische Deutung zum Massstab

allgemeiner Wahrnehmung machen. Sie nimmt für sich in Anspruch, die richtigere
Wahrnehmung zu haben und rekurriert meistens ohne weitere Erläuterung auf
angeblich richtige Vorstellungen; darum die wiederkehrenden Begriffe wie
«Entgleisungen», «Ausrutscher», «Verzerrungen». Diese Kritik tendiert dazu,

Deutungshoheit zu beanspruchen und freies Denken einzuschränken. Das Macht- und

Schlagwort lautet «Delegitimation».7 Gemeint ist damit die Infragestellung von
Israels Existenzrecht, auch wenn die Kritik einzig konkreten Verhältnissen und
konkretem Handeln gilt und beides unter Umständen eher geeignet ist, Israel zu
delegitimieren als das kritische Rede darüber.

4 ZurAntisemitismus-Keule vgl. etwaNorman G. Finkehtein, Antisemitismus alspolitische Waffe. Israel,
Amerika und der Missbrauch der Geschichte. München 2006.

5 Ekkehard Stegemann, Prof. für Theologie an der Universität Basel und Präsident des 2002 gegründeten
Jüdischen Medienforums Schweiz: «Man kann Israel kritisieren, aber zugleich kann man auch
Israelkritiker kritisieren - auch die Israelkritik muss kritisierbar sein. Das ist ein Diskurs, der eine Meinungsbildung

herstellen soll» (Interview tachles vom 20. September 2002).
6 Beispiele für ein schnelles Gleichsetzen von Israelkritik mit Antisemitismus geben insbesondere

verschiedene Intervention der Organisation David / Zentrum gegen Antisemitismus und Verleumdung.
Im Jahr 2001 wurde eine scharfe Kolumne von Margrit Sprecher gegen die von Ministerpräsident Ariel
Sharon in Aussicht gestellte Ausrichtung des Erziehungssystems im Sinne jüdisch-zionistischer
Vorstellungen als «eindeutig antisemitisch» gebrandmarkt. Die Beschwerde wurde vom Schweizer
Presserat im November 2001 jedoch abgewiesen (vgl. Stellungnahme 49/2001). Im folgenden Jahr
wurde Nationalrat Remo Gysin vom damaligen Leiter von «David» zur Rede gestellt, weil er gemäss
Facts vom 25. April 2002 den israelischen Ministerpräsidenten Sharon als Mörder bezeichnet hat.
Gysin sah sich auch mit der Frage konfrontiert, ob «gar eine antisemitische Grundhaltung» hinter dieser
Aussage stecke. Der Vf. wurde auch hier, wie dies oft geschieht, in solche nicht öffentliche Dispute
einbezogen. Ebenfalls im Jahr 2001 reichte Thomas Dähler, Präsident der Zürcher Sektion der Gesellschaft

Schweiz-Israel (GSI) und Kantonsratspräsident (FDP), im Jahr 2001 gegen einen Aktivisten der
Gruppe PRO-PLO/CH eine Strafanzeige wegen Rassendiskriminierung ein, weil dieser zum Boykott
israelischer Waren aufgerufen hatte. Zudem wurde dem Aktivisten Beleidigung eines fremden Staates
vorgeworfen. Die Bezirksanwaltschaft Zürich kam am 24. Januar 2003 zu Recht zum Schluss, dass die
Aktion nicht gegen StGB Art. 261bis Verstössen habe (NZZ vom 17. Februar 2003).

7 Stegemann in tachles vom 3. Mai 2002.
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Israelkritik ist wie Antisemitismus ein kompakter Begriff, der einer
differenzierenden Analyse bedarf. Während der Antisemitismus diese analytische
Befragung erfährt, ist bisher zu wenig nachgefragt worden, was denn mit Israelkritik
eigentlich gemeint ist und was sie bedeutet. Dies würde eine Auseinandersetzung
mit dem Wesen von Kritik und dann die Anwendung auf Israel im Vergleich mit
anderen Fällen voraussetzen. Kritik entzündet sich in der Regel an Einzelnem, will
damit in der Regel aber etwas Allgemeineres kritisieren, wie auch die

Zurückweisung der Kritik ihrerseits ein Grösseres-Ganzes geltend macht, das wiederum
dem Einzelnen eine bestimmte Bedeutung gibt. Diesbezüglich bestehen oft zwei
Tendenzen. Die eine will Kritisierbares als Ausnahme abtun, die andere will in ihm

System- bzw. Wesensbedingtes erkennen. Im Zuschreiben von Typischem gibt es im
Falle der Israelkritik Übergangszonen zum Antisemitismus.

Das Herstellen von Zusammenhängen zwischen Einzelnem und einem Bezugsrahmen

soll ebenfalls diskutierbar sein, Kritik hat aber grundsätzlich den Anspruch,
ernst genommen zu werden. Das bedingt, dass nicht statt der Auseinandersetzung
mit dem Kritisierten vor allem die vermuteten Motive des Kritisierenden und die

ebenfalls angenommenen Auswirkungen der Kritik diskutiert werden. Dazu gehört
auch das beim Durchblättern von Korrespondenzen in dieser Frage auftauchende

Argument der «überheblichen Besserwisserei», das gerade von besserwisserischen

Absendern vorgebracht wird.8
Wie jede Kritik ist auch die Israelkritik mit der Erwartung konfrontiert, doch

auch die positiven Leistungen zu würdigen, vor allem auch die demokratische
Streitkultur, die es möglich macht, dass vorherrschende Politiken und Prinzipien auch

innerhalb der jüdisch-israelischen Gesellschaft heftig kritisiert werden können. Es

fragt sich jedoch, inwiefern Positives mit Negativem verrechnet werden müsste und
ob eine solche Verrechnung überhaupt möglich ist. Israelkritik ist, wie nun dargelegt
werden soll, bis zu einem gewissen Grad das Produkt von Konjunkturen, sie muss

8 Der Vf. befasst sich mit diesen Fragen aus einer doppelten Ausgangslage: Einerseits ist er Historiker
mit Fachbereichen, zu denen auch die Isral betreffenden Fragen gehören; anderseits ist er Präsident
der Eidg. Kommission gegen Rassismus (EKR). Letzteres wird von Kritikern israelkritischer
Stellungnahmen als eine Funktion verstanden, welche israelkritische Stellungnahmen stark einschränken
müsste. Wem die Bekämpfung des Antisemitismus ein Anliegen ist, dem sollte es auch eine Sorge
sein, dass ein extensiver, den Kerngehalt des Antisemitismus strapazierender, mit einer Argumentation
des blossen Verdachts operierender Anti-Antisemitismus unfair und kontraproduktiv ist. Im Sinne
einer überprüfbaren Rechenschaftsablage seien hier nur einige frühere Texte des Vf. genannt: Unter
seiner Leitung ist im November 1998 der EKR-Bericht «Antisemitismus in der Schweiz»
herausgekommen. Im gleichen Jahr erschien der Aufsatz: «Öffentlicher Antisemitismus in der Schweiz
nach 1945». In: Antisemitismus in der Schweiz 1848-1960, hg. von Aram Mattioli. Zürich 1998.
S. 555-576. Ferner: «Judenfeindschaft in der Schweiz». In: Jüdische Lebenswelt Schweiz. 100 Jahre
Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund (SIG). Zürich 2004. S. 423-445. - Und: «Israelkritik
und Antisemitismus - Versuch einer Reflexion jenseits von Religion und Nationalität». In: Antisemitismus,

Antizionismus, Israelkritik. Tel Aviver Jahrbuch für deutsche Geschichte. XXXIII (2005).
S. 17-32.
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aber auch in dieser Hinsicht ernst genommen und kann nicht nur als Auswüchse des

jeweiligen Zeitgeistes abgetan werden.

Zum Konjunkturverlaufder Israelkritik

1948 war die positive Grundeinstellung zu Israel und zum Handeln im Namen von
Israel noch nicht gegeben.9 Sie entstand erst in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre

in Würdigung von Israels erfolgreichem und bewundertem Kampf gegen ein
nationalistisches Ägypten, das aus westeuropäischer Sicht sowohl ein Handlanger des

Ostens wie eine anmassende Kraft des Südens war, die eine radikale Dekoloni-
sationspolitik betrieb und zudem gegen Israel alte Nazi-Parolen reaktivierte.

In den Jahren 1956 bis 1973 (vom Sinai-Krieg zum Jom Kippur-Krieg) herrschte
eine beinahe blinde Israel-Begeisterung.10 Nach 1973 aber erodierten Sympathie
und Identifikation und griff in der Schweiz eine kritischere Haltung gegenüber Israel
Platz. Warum? Zum einen war es schlicht eine Normalisierung der Haltung durch
eine Korrektur der überrissenen Glorifizierung der israelischen Leistungen, und

damit einhergehend ein partieller Abbau der simplen Gleichsetzung von zwei
Kleinstaaten im Widerstand gegen Übermächte (Stichwort: «David gegen Goliath»). Zum
anderen dürfte eine Rolle gespielt haben, dass die Palästinenser nun als eigenes Volk
und gleichsam dritte Grösse im Konflikt vermehrt zur Kenntnis genommen wurden.
Zuvor war der Konflikt vor allem als Kampf zwischen Israel und «den Arabern»
verstanden worden. Den Palästinensern brachte man in der Schweiz zwar kaum

grosse Sympathie entgegen, einmal wegen der vermeintlichen oder tatsächlichen
kulturellen Distanz und zum anderen wegen derTerroraktionen, die mit demAttentat
auf eine El AI-Maschine in Kloten (1969), dem Anschlag auf eine Swissair mit
47 Toten (Feb. 1970) sowie der Flugzeugentführung nach dem jordanischen
Wüstenflugplatz Zerka (Sept. 1970) sogar die Schweiz direkt in Mitleidenschaft
zogen.11 Die Unterstützung Israels verlor seit dem ersten Libanonkrieg von 1982

einen Teil ihres Terrains an die israelkritischen Einschätzungen - aus der Sicht
vieler schweizerischer Juden nicht zuletzt wegen der «einseitigen und unverhüllt
feindseligen» Medienberichterstattung.12 Doch wie der Schweizerische Israelitische

Gemeindebund (SIG) beispielsweise für 1983 feststellte, blieb, «die positive

Grundstimmung gegenüber Israel in der Schweiz und innerhalb des demo-

9 Vgl. Kreis, 1998 (vgl. Anm. 8).
10 Artur K. Vogel gestützt auf Fabian Hayoz, Arabisch-israelische Kriege und ihre Rezeption durch

Schweizer Medien. Eine Analyse anhand des 6-Tage- und des Jom Kippur-Krieges. Seminararbeit am
Hist. Sem. der Universität Bern vom Feb. 2007.

11 Die an dieser Entführung beteiligte Leila Khaled wurde 2001 als eine Hauptrednerin der Zürcher
1 .-Mai-Kundgebung eingeladen.

12 SIG-Jahresbericht 1982, S. 3.
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kratischen Spektrums nach wie vor recht solide».13 Gemäss den gleichen Beobachtungen

beeinträchtigten 1981 die Ausdehnung der israelischen Gesetzgebimg
auf die eroberten Golanhöhen (die zu Syrien gehören) sowie die Zerstörung des

irakischen Atomreaktors die Einstellung zu Israel kaum.14 Später sorgten die

Aktivitäten radikaler Gruppierungen wie der Hisbollah und der Hamas mit ihrem
Terror und deren Nichtanerkennung Israels dafür, dass das Verständnis für die

diskutablen Formen der israelischen Selbstverteidigung und Siedlungstätigkeit
nicht weiter schmolz.

Sowohl im Frühjahr 2001 als auch im Frühjahr 2002 kam es zu typischen
Doppelzuspitzungen, einerseits der Gewaltakte im Konfliktgebiet anderseits der

Debatte in der Schweiz - und damit beinahe zwangsläufig auch erneut zur Frage,
inwiefern Israelkritik antisemitisch sei.15 Bei der Rekonstruktion der Verhältnisse

ist es jeweils leichter, die Spuren der verbalen Reaktionen aufdieVorgänge zu finden
als Angaben zur menschlichen Tragödie, die den realen Hintergrund bildete und der

Auslöser war. In beiden Momenten handelte es sich um Varianten der kontinuierlichen

«temporären Invasionen» der «autonomen Gebiete» durch israelische Truppen

zur Zerstörung der «Infrastruktur des Terrors» als Reaktionen auf
Selbstmordattentate und Beschiessungen insbesondere der für die Siedler gebauten

Verbindungsstrassen.

Im Mai 2001 kritisierte SIG-Präsident Alfred Donath in einer öffentlich bekannt

gemachten Rede vor den SIG-Delegierten die Haltung der schweizerischen Medien
und des EDA scharfund warfbeiden vor, den israelisch-palästinensischen Konflikt
«auf eine sehr einseitige Weise» darzustellen und dabei Partei für die Palästinenser

zu ergreifen und Israel einseitig zu verurteilen. Die Medien bezichtigte er der be-

wussten und systematischen Desinformation und Unredlichkeit, alles werde

unternommen, «um Israel in ein schlechtes Licht zu setzen». Und das EDA würde den

palästinensischen Terror bloss mit Lippenbekenntnissen verurteilen und sei bezüglich

Israel von «der Idee der Illegalität der Siedlungen geblendet». Hinzu kam der

Vorwurf: «Vor allem aber trägt das EDA dazu bei, eine ungesunde, den Antisemitismus

begünstigende Stimmung zu schaffen.»16 Damals schuf der SIG, um die

Präsenz der pro-israelischen Sichtweise zu verstärken, eine Watch-Group, die im

13 SIG-Jahresbericht 1983, S. 3.
14 SIG-Jahresbericht 1981, S. 7.
15 Dazu von hoher Qualität das Interview, das Stefan Keller mit den drei psychoanalytischen Fachleuten

Berthold Rothschild, Madeleine Dreyfus und Paul Parin führte, vgl. Wochen-Zeitung vom 4. Juli 2002.
Anschauungsmaterial zur vermeintlichen Tabu-Problematik die Leserbriefe im Tages-Anzeiger vom
11. Juni 2002 unter dem Titel «Schweigen aus Angst, Antisemit zu sein». Ferner: «Heftiger
Theologenstreit um Israel. Der Nahostkonflikt spaltet die Christlich-Jüdische Arbeitsgemeinschaft». In: NZZ
am Sonntag vom 7. Juli 2002.

16 Delegiertenversammlung in Montreux vom 8. Mai, Medienberichte vom 10. Mai 2001. Das EDA
antwortet mit einem höflichen Dementi.



140 Georg Kreis

Bedarfsfall bei den Redaktionen intervenierte und sogar Leserbriefe vorfabrizierte.17

Als es ein Jahr später zu einer ähnlichen Zuspitzung kam, stand gleichsam die

Gegenseite im Vordergrund. Im Frühjahr 2002 rief die Gesellschaft Schweiz-Palästina

(GSP) zu einer Demonstration in Bern auf.18 Die Veranstalter forderten den

sofortigen Rückzug der israelischen Armee aus den palästinensischen Gebieten

sowie auf schweizerischer Seite die Einstellung der militärischen Zusammenarbeit
und des Rüstungshandels. Auf Schildern wurden Israel und Nazi-Deutschland

gleichgesetzt, und am Rande der Veranstaltung, an der gegen 10 000 Menschen

teilnahmen, verbrannten Demonstranten eine israelische Fahne.19 Die für Israel
eintretende Seite kritisierte, dass sichVeranstalter und Redner von dieser unakzeptablen
Art der Meinungsäusserung nicht distanzierten.20 Kritisiert wurde aber auch eine

angeblich einseitige Nahost-Resolution der aussenpolitischen Kommission (AKP)
des Nationalrats21 sowie die Tatsache, dass diese Resolution sogar von SP-National-

17 Die Organisation verfügte gemäss publizierten Angaben über ein Jahresbudget von 200 000 Franken
(Tages-Anzeiger vom 4. Juni 2001). Ein Schreiben dieser Organisation warf beispielsweise einer
Redaktorin des «Tages-Anzeigers» vor, sie habe sich in dem am 29. Januar 2003 veröffentlichten
Kommentar zu Sharons Wahlsieg «diffusen negativen Affekten gegenüber Israel» hingegeben und den
«analytischen Verstand» ausgeschaltet. - Die umstrittene Tätigkeit des Forums war Gegenstand eines
Rechtsstreits Stegemann gg. Hagemann. Der Verleger der «Basler Zeitung» qualifizierte die Tätigkeit
des Medienforums als «aggressive Lobbyarbeit». Auch der Schweizerische Presserat musste sich mit
dem Händel beschäftigen, vgl. dessen Bericht Nr. 2/2009: Wahrheits- und Berichtigungspflicht /
Anhörung bei schweren Vorwürfen (Stegemann c. «Tachles») Stellungnahme vom 23. Januar 2009.

18 Demonstration vom Samstag, 6. April 2002.
19 Die «NZZ» widmete der Demonstration 10 Zeilen (8. 4. 2002). - Das Verbrennen der Fahne wurde

als Auslöschen des Staates Israel empfunden. Am 2. Januar 2009 fand in Bern erneut eine grössere
Demonstration gegen den Gazakrieg statt. Dabei tauchten Transparente auf, welche eine Gleichsetzung
von Davidstern und Hakenkreuz vornahmen. Die Nationalräte der Partei der Grünen Geri Müller und
Daniel Vischer als die Organisatoren der Kundgebung distanzierten sich von dieser Ausdruckweise.
Anderseits erklärte Vischer aber auch, dass für ihn das Verbrennen einer israelischen Fahne das Gleiche
sei, wie wenn ein Tibeter eine chinesische Flagge anzündet; mit Antisemitismus habe dies nichts zu
tun (Tages-Anzeiger vom 3. Januar 2009).

20 Als Reaktion auf die Berner Demo (vgl. unten) Stellungnahme von Frank Lübke vom «Zentrum gegen
Antisemitismus DAVID», in der SonntagsZeitung vom 2. Juni 2002, «Stellungnahme besorgter Juden
der Westschweiz in der 'Liberté'», Bericht Tages-Anzeiger vom 4. Juni 2002.

21 Die Erklärung der aussenpolitischen Kommission (APK) des Nationalrates vertrat die Meinung, dass
die «verwerflichen palästinensischen Selbstmordattentate» nicht aufhören würden, so lange Israel
palästinensische Infrastrukturen bombardiere, und forderte Israel zum Rückzug aus den besetzten
Gebieten auf. Unter Applaus lehnte die Ratmehrheit am 22. März 2002 dies jedoch mit 96:75 Stimmen
ab. Initiant der Erklärung war kein Linker, sondern Ulrich Fischer (FDP/AG), explizite Unterstützung
kam von Remo Gysin (SP/BS) und Ruedi Baumann (G/BE). Deklarierte Gegner waren insbesondere
Christian Waber (EdU/BE, vgl. Anm. 84), Christoph Blocher (SVP/ ZH) und Ulrich Schlüer (SVP/ZH).
Andere Gegner wie Felix Gutzwiller (FDP/ZH) sprachen sich aus an sich berechtigten Bedenken
(improvisierter «Hüftschuss» und regelwidrige Bindung der schweizerischen Diplomatie), im Kern
aber doch auch aus einer Pro-Israel-Haltung gegen die Erklärung aus (Aargauer Zeitung vom 23. März
2002). - Im Mai 2002 engagierte sich die AKP des Nationalrats erneut und verlangt in einem Postulat
mit 11 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung vom Bundesrat, jegliche militärische Zusammenarbeit mit
Israel abzubrechen und die Rüstungskäufe einzustellen. Die Massnahmen gegen Israel sollen so lange
aufrechterhalten werden, bis dieses Land die Genfer Konvention und deren Zusatzprotokolle einhalte
(AP/Berner Zeitung vom 25. Mai 2002). - Ähnlich erklärte Biaise Godet, Chef, der politischen Direktion

des EDA, dass Selbstmordattentate kein Recht auf massive Verletzungen des Völkerrechts gäben
(Sonntagsblick, 1. April 2002). Damals erwog eine aus Vertretern des EDA, des Seco und des VBS zu-
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rätin Vreni Müller-Hemmi, die zugleich Präsidentin der Gesellschaft Schweiz-
Israel (GSI) war, gutgeheissen wurde.22

Der NZZ-Chefredaktor Hugo Bütler bemühte sich in seinem Wochenend-

Kommentar vom 27./28. April 2002 um die von vielen erwartete Ausgewogenheit.
Alle - das heisst «politische Denkweisen jeder Richtung» - sollten es sich mit Kritik
an Israel nicht zu einfach machen. Wer einen Rückzug Israels aus den besetzten

Gebieten unerlässlich für einen tragfahigen Frieden erachte, reihe sich damit «in
keiner Weise» unter die Antisemiten ein. «Versuche, mit schnell erhobenen

diesbezüglichen Vorwürfen den Spielraum für Kritik einzuengen, diene der Sache Israels

nicht, weder im Innern der eigenen Gesellschaft noch draussen in der Welt.»

Zugleich warf er der militanten Linken und dem namentlich genannten SP-Fraktions-

chef Franco Cavalli fehlende Differenzierung, Ausblenden des palästinensischen
Terrors sowie Untätigkeit gegenüber Exzessen an einer vorangegangenen Demonstration

vor. Damit würden «Schutzwälle gegen den Antisemitismus» eingewalzt.23

In den Auseinandersetzungen um den Nahost-Konflikt zeichnen sich jeweils drei

politische Positionen ab: In der Mitte das breite neutralistische Lager und zur Linken
wie zur Rechten ein Lager mit gegenläufiger Parteinahme: Grüne und dezidierte

Linke treten für die Beachtung palästinensischer Interessen ein, die Rechte unterstützt

die offiziellen Positionen Israels (vgl. die typische Verteilung im Falle des

Vorstosses der aussenpolitischen Kommission des Nationalrats). Eine Scheidelinie

verläuft jedoch auch mitten durch die schweizerische Sozialdemokratie. Historisch
hatte Israel in den Sozialdemokraten stets ausgesprochen engagierte Befürworter

sammengesetzte Arbeitsgruppe Sanktionen gegen Israel. Anstoss erregte bei den Freunden Israels
auch eine «einseitig gegen Israel gerichtete» mit 68:31 Stimmen angenommene Resolution des Basler
Grossen Rats vom 10. April 2002

22 Die Entwicklung der 1957 gegründeten Gesellschaft Schweiz-Israel wird von Christina Späti treffend
als eine Entwicklung von der bedingungslosen Freundschaft zum jüdischen Staat zur kritischen
Solidarität mit Israel bezeichnet. Vgl. Christina Späti, «Einsatz für Israel und Kampfgegen Antisemitismus.
Die GSI im Kontext der Zeitgeschichte». In: Dialog, Verständnis, Freundschaft. 50 Jahre Gesellschaft
Schweiz-Israel. Zürich 2007. S. 85-101. Angesprochen auf die unproportionale Kritik (Erwähnung
des palästinensischen Terrorismus nur in Nebensätzen), erklärte Müller-Hemmi, in der Situation der
beidseitigen Gewaltaktionen müsse Israel als die stärkere Seite die ersten Schritte in Richtung Dialog
und Koexistenz machen (tachles vom 12. April 2002).

23 Hugo Bütler, «Israel-Kritik - oder Antisemitismus?» In: NZZ vom 21.12%. April 2002. Damals meldete
sich auch der Linksintellektuelle Arnold Künzli, Basler Emeritus für politische Philosophie, in der
Basler Zeitung vom 10. Mai 2002 zu Wort. Er betonte in seiner Stellungnahme, dass «noch so
unerbittliche» Regierungskritik deswegen nicht die Existenzberechtigung des jeweiligen Staats in Frage
stelle. Er federte seine Kritik damit ab, dass er seine Position auf Hannah Arendt und Jeshajahu
Leibowitz stützte, und erklärte, dass es auch darum gehe, Israel zu schützen. «Obgleich auch die Juden
in der Diaspora von denAuswirkungen des Grauens in Israel und in den Palästinensergebieten betroffen
sind, jedoch kein relevanter Widerstand der Diaspora gegen die Kriegsherren in Jerusalem erkennbar
ist - im Gegenteil fast durchwegs Solidarität mit diesen -, wäre die oben gestellte Frage auszuweiten:
Wer schützt das Judentum vor sich selbst? Und wer schützt die Religion des Judentums vor ihrer
Pervertierung zu einer Legitimation einer brutalen Apartheid-Politik?» Und in einer weiteren Feststellung
meinte er, beifügen zu müssen, dass die «Rück-Sicht aufAuschwitz» keinen Freibrief für das Vorgehen
Israels gegen die Palästinenser liefere.
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der israelischen Sache gehabt24. Mit der Verschärfung des Konflikts verstärkte sich
das pro-palästinensische Engagement mancher tonangebender Sozialdemokraten25

und kam es in der Folge zu Austritten jüdischer Parteimitglieder.26

Wie entwickelten sich die Haltungen gegenüber Israel im Laufe der Zeit? Es gibt
keine nach gleichbleibenden Methoden durchgeführte Umfragen dazu, weshalb

Aussagen zur Konjunktur der Israelkritik schwierig sind. Im Auftrag des SIG

wurden in den Jahren 1970, 1975, 1978 drei Umfragen durchgeführt. Heute

fallt auf, dass die Einordnungen nach dem Gegensatzpaar Israel-Araber erfolgten.
Die Einstellungen waren stets deutlich pro Israel, die dennoch beobachtbare

Rückläufigkeit kam aber nicht den «Arabern» zugute, sondern dem «weiss nicht»-

Lager und der Meinung, dass beide Seiten «echte Argumente» für ihre Haltung
hätten.27

Der von Christina Späti für die Zeit nach 1997 festgestellte Anstieg der

Umfragen entsprang der Sorge über den im Zusammenhang mit den Diskussionen um
die Rolle der Schweiz im Zweiten Weltkrieg angestiegenen Antisemitismus und

berührten höchstens am Rande die Nahostprobleme.28 Eine etwa Mitte 2002 bei

540 Jüdinnen und Juden durchgeführte Umfrage, welche die Beziehungen zum

nichtjüdischen Umfeld beleuchtete, ging auch auf das Nahostthema ein. Mehrfachantworten

gaben an, dass 82% der Befragten den nichtjüdischen Gesprächspartnern

gegenüber zu verstehen geben, dass Israelkritik nicht antisemitisch sei. 58%

versuchten, das Thema einfach zu vermeiden. Und je 24% versuchten, die
israelische Sicht verständlich zu machen, oder zeigten die eigenen Vorbehalte zur
«israelischen Aktualität».29

Eine mediensoziologische Auswertung der Publizistik der Jahre 2002/03 offenbarte

in etwas überraschender Weise ein ausgesprochen positives Bild der jüdischen
Akteure - ganz im Gegensatz zu den muslimischen. Im Nahost-Issue sei das Bild
allerdings ungünstiger, es würden «mehrheitlich Distanz fordernde Typisierungen»
transportiert. Jüdische Akteure würden hauptsächlich als privilegiert/imperialistisch

24 Zum Beispiel in der Person des späteren Basler Ständerats Carl Miville, der zugleich Präsident der
Basler Sektion der GSI war.

25 Um 2002 der SP-Fraktionschef Franco Cavalli, oder Nationalrat Remo Gysin vgl. Anm. 6.
26 Heinz Roschewski, Presse- und dann Radioredaktor undAutor mehrerer Publikationen (auch in diesem

Band und insbesondere: Auf dem Weg zu einem neuen jüdischen Selbstbewusstsein. Geschichte der
Juden in der Schweiz 1945-1994. Basel 1994), trat im Frühjahr 2002 aus «Entrüstung über die einseitige
antiisraelische Haltung von führenden Parteivertretern» nach beinahe 60 Jahren Parteimitgliedschaft
aus der SP aus. Der Zürcher Psychoanalytiker und SP-Kantonsrat Emanuel Hurwitz war bereits 1984
ausgetreten, 1982 kritisierte er noch öffentlich den ersten Libanonkrieg, später distanzierte er sich aber
von der PLO-Unterstützung seiner Partei (Gisela Blau, tachles 19. April 2002).

27 Roschewski, Anm. 26, S. 36ff.
28 Späti, Anm. 1,S. 432ff
29 Ralph Weill in tachles vom 6. September 2002.
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und als Täter dargestellt. Diese kritische Beurteilung wirke sich aber nicht negativ
aus auf die alles in allem neutralen oder eher positiven und empathischen
Kollektivbilder «der Juden».30

Eine im Jahr 2007 vom Forschungsinstitut gfs.bern in Kooperation mit «tachles»

und unter dem Patronat der EKR durchgeführte Umfrage ist für die vorliegende
Fragestellung insofern von besonderer Bedeutung, als sie der israelkritischen
Haltung eine eigene Position einräumte und aufzeigte, dass sie nicht mitAntisemitismus

gleichzusetzen ist, während man davon ausgehen kann, dass Antisemiten beinahe

immer Israel kritisieren. 68% der Befragten sehen in Israel einen Staat wie jeden
anderen, 58% glauben, Israeli seien «wie wir», ein Teil des Westens. 50% sind aber

auch völlig oder eher einverstanden, dass Israel einen Vernichtungskrieg gegen die

Palästinenser führe. Hinzu kommt bei 54% die Meinung, Israel würde von religiösen
Fanatikern geführt, und bei 58% die Auffassung, Israel sei der verlängerte Arm der

USA im Nahen Osten. Wichtig, gerade bezüglich des Antisemitismus, war die Frage,
ob und wie das Verhalten des Staates Israel die persönliche Einstellung zu den Juden

und Jüdinnen beeinflusse. Immerhin wurden 15% identifiziert, die wegen der

Israelpolitik «emotional verstimmt» seien. Eine grosse Mehrheit von 68% gab aber

an, dass da überhaupt kein (43%) oder eher kein (25%) Zusammenhang bestehe.

Dem standen 25% der Befragten gegenüber, die einen eher starken (19%) oder sehr

starken (6%) Zusammenhang einräumten.31

Zwei frühere Diskussionspunkte spielten in den Befragungen keine Rolle und

sind stark in den Hintergrund geraten: das angebliche Problem der doppelten

Loyalität und das Problem der Ambivalenz des Antizionismus. Mit dem Problem

der doppelten Loyalität ist der Verdacht gemeint, dass schweizerische Juden wegen
ihrer Solidarität mit Israel weniger zuverlässige Bürger und Bürgerinnen seien.32

Diese Unterstellung entsprang den rigiden Loyalitätserwartungen der Ära des

Kalten Krieges und hat sich inzwischen weitgehend aufgelöst. Eine im März 2000

veröffentlichte Umfrage stellte allerdings noch fest, dass weiterhin ein Drittel der

Befragten den schweizerischen Juden nachsagte, sie seien gegenüber Israel loyaler

3 0 Studie des Forschungsbereichs Öffentlichkeit und Gesellschaft (fog) vom 1. März 2004 im Auftrag der
Anti Defamation (ADL)-Kommission von Bnai Brith Zürich. Präsentation vom 25. März 2004 unter
Mitwirkung des Vf. Vgl. auch die Präsentationen etwa von NZZ vom 26. März 2004 oder tachles vom
26. März 2004. Vor allem Tabelle 60.

31 Zu nennen sind noch die 7% «weiss nicht»-Antworten. Vgl. tachles vom 30. März 2007 mit einem
Interview mit dem Vf. Wichtig war die Feststellung, dass in der schweizerischen Gesellschaft nach wie
vor rund 10% antisemitisch eingestellt sind. Diese Studie, die Pilotcharâkter für weitere Umfragen
gleicher Art hat, korrigierte Befunde aus dem Jahr 2000.

32 Eine positiv schwärmende Auffassung von doppelter Identität kam in der Gratulation zum Ausdruck,
die das jüdische Ratsmitlied Werner Wyler 1967 im Grossen Stadtrat Luzerns nach dem Sechstagekrieg
1967 zum heldenhaften Kampf «seines Volks» entgegennehmen durfte (Antisemitismusbericht der
EKR von 1998, S. 34). Später kam es dann zur Gleichsetzung in der negativen Variante.
































